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1 .. Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 6. Septemb er 1961 

1..29!A.B. 

zu 218/J 

A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

Die Abgeordneten 
~ i 

Dr. Ton c i c und Genossen haben in einer 

Interpellation vom 21.Juni d.J. an den Bundesminister für soziale Ver­

wa~tt;tng. fo;J,.gende ~ragen ~etrcffc~;:.1 die Beschäftigung ausländischer Arbeits-. 
kre"I"Ce ~n Osterre~ch ger~chtet; . 

Ist der Herr Bundesminister fü~~ soziale VerJvaltung bereit, 
1. dafür Sorge zu tragen, dass schon in nächster Zeit ein den 

heutigen Bedürfnissen entsprechender ~ntwurf für ein neues Ausländer­
beschäftigungsgesetz, der dem Gedanken einer weitestgehenden Liberali­
sicnung de~ Arbeitsmarktes Rechnung trägt, ausgearbeitet, dem vorge­
sehenen Begutachtungsverfahren unterzogen und sodann der paiJamentarischen 
Behandlung zugeleitet wird s 

2. umgehend Massnahmen zu ergreifen, die darauf abzielen, bis 
zur Verabschiedung eines neuen Ausländerbeschäftigungsgesetzes den gesotz­
mässigen Zustand hinsichtlich cles Verfahrens zur Erteilung der Beschäfti­
gungsc;enehmigung vviederherzust81len und den Behörden der Arbei t~marktver­
waltung nahezulegen, dass Bie alles darqnsGtzen, um die Wirtschaft in die· 
Lage zu versetzen, in ausreichendem Mas se aus12_ndische Arbei tskräfto be­
schi:~ftigen zu können? 

In Beantwortung dieser Anfrage führt Bundesminister für soziale 

Ver.-jal tung Pro k s c h folgendes aus: 

Zu Punkt 1 der Anfrage teile ich mit, dass bereits vor längerer 

Zeit in meinem Ministerium ein Gesetzentwurf, mit dem die Beschäftigung 

von Ausländern geregelt wird, ausgearbeitet wurde und den zuständigen Stellen 

zur Bogutachtung zugegangen ist. Leider hat der Entwurf besonderS seitens 

clos Bundesministeriums für Handel und Wiedpraufbau und der Bundeskammer der 

gCYlOrblichen Wirtschaft keine Billigung gefunden, sodass er der parlamenta-. 
rischen Behandlung nicht zugeführt werdeh konnte. Von diesen beic1,en Stellen 

-V7Ul'cl6 eine weitgehende Liberalisierung des Arbeitsmarktes verlangt~ Ein 

Ve,,'glc;ich mit anderen europäischen Ländern ergibt, dass kein Land elie 

voll;:; Liberal~sierung des Arbeitsmarktes durchgeführt hat~ ja nicht ein­

mal elle in der -E'J.ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu.s ammenge schIa ssonon 

Ländor bisher den Arbeitsmarkt voll liberalisiort hab;.:Zlo In allen Guro~ 

päisohonLändern bestehen gesetzliche Bestimmungen zur Regelung der Be­

schäftigung von cusländischen Arbeitskräften als SchutzlI'.assnahmol1 für die 

inH:_nclischen lirbeitskräfte~ Es ist daher selbstverständlich, dass auch 

österreich dorartiger SchutzJestimmungon zugunsten der inländischen Ar­

beitskräfte bedarf. Es liogt dahor boi jenon Stollen, di8 dem Entnurf 

bisrßr nicht zugestimmt haben, ihron Standp1.ü1.1d zu revidieren, um cliü Go­

setzTwrdung des ~Entvmrfes zu ormöglichon. Ausserdem werden sich dio 

Inter;~ssenvereinigungen der Arbeitnohmer und llrbeitgeber über das Problem 

der Beschäftigung ausländischer llrbeitskräfte einigen mÜfJGen~ 
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Zu Punlct 2 der Anfrage teile ich mit, dass mein Ministerium auf 

_Grund oinos Beschlusses_der Paritätis.ohen Prois- und Lohnkommission vom 

1.April 1960 vor Erteilung vOn Beschäftigungsgonohmigungen für ausl~ü1.di­

scho Arbeitskräfte die Stellungnahmen der Bundoskammer der gevlerblichon 

\7irtGchaft und des Österroichischen Gewerkschaftsbundes Ginholt. Wenn hoide 

Sozi2lpartner zu dem BGschäftigungsantrag oine positive Stellungnahme 

abgeben, "ürd der Antrag genehmigt. Ist oin Sozialpartner dagegen, ist 

moin Ministerium im Interesse der Aufrochterhaltung des Arbeitsfrioclol1.S 

nicht in dar Lago , autoritär elie B8schäftigungsgenohmigl1.ng zu erteilon. 

-.-.-.-.-.-.-.~.-.-
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